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Stadt Fürth 
Herrn Bürgermeister Braun 
Königstraße 88 
90762 Fürth 
 
 

         Fürth, 21.07.2023 
 
 
Eingabe an den Fürther Stadtrat: 
Ablehnung Aufhebung der Informationsfreiheitssatzung der Stadt Fürth 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
 
gemäß Art. 56 (3) Gemeindeordnung Freistaat Bayern bzw. Art. 115 (1) Verfassung Freistaat 
Bayern, i.V.m. § 24 (2) Geschäftsordnung Stadtrat Fürth folgende 
 

Bitte / Eingabe: 
 
Finanz- und Verwaltungsausschuss (Ö12) und Stadtrat (Ö8) lehnen in den jeweiligen 
Sitzungen vom 26.07.2023 die Aufhebung der städtischen Informationsfreiheitssatzung ab. 
 

Begründung: 
 
Das Rechtsamt hält sich in seiner Beschlussvorlage RA/0035/2023 vom 24.05.2023 
(Aufhebung der Informationsfreiheitssatzung) äußerst vage, wenn es qualitativ von einem 
„zumindest immateriellen, berechtigten Interesse“ schreibt und quantitativ darstellt, der 
Anwendungsbereich der IFS habe „kaum noch“ praktische Relevanz entfaltet. 
Die Ausführungen zeigen, dass die städtische IFS sehr wohl noch praktische Relevanz 
besitzt, da es eine nicht näher quantifizierte Anzahl an Fällen gibt, in denen sich Ansprüche 
gerade nicht aus Art. 39 BayDSG ableiten lassen. Außerdem ist die Unterscheidung 
zwischen einem voraussetzungslosen Recht und einem berechtigten Interesse gravierend. 
 
Es ist zu befürchten, dass die Stadt Fürth – zur Abwehr von Informationsansprüchen – 
regelmäßig versucht sein könnte, ein berechtigtes Interesse infrage zu stellen. Ferner 
könnten Bürgerinnen und Bürger aufgrund einer „überhöhten“, ggf. intransparenten bzw. 
kaum überprüfbaren Gebührenerhebung von Anfragen absehen. Die Herstellung von 
Transparenz und Ermöglichung bürgerschaftlicher Kontrolle würden insgesamt konterkariert.  
 
Auch ein Beitrag zur Deregulierung ist fraglich. Es ist davon auszugehen, dass Bürgerinnen 
und Bürger, als Alternative zu reduzierten Möglichkeiten der Geltendmachung von 
Informationsansprüchen, den für die Verwaltung deutlich aufwendigeren Weg von 
Bürgereingaben gemäß Art. 56 (3) Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern beschreiten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 




